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Demographische Bedrohung der Gesellschaft?

FEın Gespenst geht 1n Kuropa das demographische Problem. Die Welt-
bank beschäftigt sıch damıt, die Organısatıon für wirtschaftliche Zusammenarbeıit
un: Entwicklung (Ö© veröftentlicht tudıen un dıe Europäische Kommıis-
S10N entwirtt düstere Szenarıen ber die Gefährdung der Alterssiıcherungssysteme.
uch ‚EaB) Hıntergrund vieler öffentlicher Diskussionen gelstert dieses Gespenst
herum und verunsıchert die Bürger. ber Gespenster haben CS SICH, da{fß S1E VCI-

schwıinden, WE ‚1a S1C bei Licht betrachtet.
Der Bericht eıner Kommuissıon des Deutschen Bundestags, der 1mM Jahr 2002 VOI-

gelegt wurde, wiırtft Licht auf dieses demographische Problem un rückt S 1ın die
richtige Proportion. In dem Bericht sınd Fakten ber dıe Entwicklung 1n der Ver-
yangenheiıt, Prognosen ber die künftige Entwicklung für den Zeıitraum der OoOm-
menden 5() Jahre un politische Empfehlungen enthalten. 7u Recht wurde diese
Kommuissıon „Enquete-Kommissıon Demographischer Wandel‘ getauft; enn
Wandel annn ZW ar ZzUu Verschlechterungen tühren, 1: 1St 1aber auch die unabdingbare
Voraussetzung für Verbesserungen. Dagegen tührt das Bestreben ach Auftrechter-
haltung des Status JUO Erstarrung un auf lange Sıcht Z eiınem Zurücktfallen
hıinter andere wandlungsbereıte Gesellschaften. Das demographische Problem 1st
eın Anstofß Z Wandel. er Bericht der Enquete-Kommıissıon heifßt daher auch
„Heraustorderungen UNSCICT älter werdenden Gesellschaft den einzelnen un
die Politik“ Diese Herausforderungen mussen ANSCHOILLILL un! 1NSs Posıitive A S
wendet werden. Gesellschaften, die mM1t dem demographischen Problem besser ter-
t1g werden, erz1elen einen Vorsprung.

Aus dem breiten Feld, das mi1t diesem Thema angesprochen ist; werde ıch FOl-
gende Punkte herausgreıften. Zuerst beschreibe ıch dıe demographischen Progno-
SCIlL, deute aber auch iıhren Unsıicherheitsspielraum I)ann Wwelse ıch auf ein1ge€
vermutliche Auswirkungen der Altersstrukturänderung auf wirtschaftlichem un
sozlalpolıitischem Gebiet hın Der Hauptteıl 1St einer Diskussion der möglichen Re-
formstrategien gew1dmet, die sich 1n eıne Strategıie ZUuUr Aufteilung der Anpassungs-
lasten auf Erwerbstätige un Sozialleistungsempfänger un 1n eıne Strategıe 7Bn

unmıttelbaren Milderung oder Bewältigung des demographischen Problems Y-
teılen lassen.
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Dıe demographische Entwicklung
Ende der 600er Jahre begann dıe Geburtenrate CINLSCH Staaten drastiısch
sinken S1e hat sıch schließlich auf nıedrigen Nıveau stabılisiert das nıcht Zzur

Aufrechterhaltung stabilen Bevölkerung ausreicht Inzwischen wırd allen
Staaten le Schrumpfung der Bevölkerungszahl auch dieser

Bevölkerungsrückgang unterschiedlichen Zeıtpunkten EIMSELZEN wırd! Abgese-
hen VON Krıegen un Katastrophen beginnt CI Bevölkerungsrückgang 1INmMer da-
MI da{fß die Generatıon der Kınder und Jugendlichen zahlenmäßig kleiner wırd als
die Generatıon ihrer Eltern Es dauert ann 1aber och Jahrzehnte bıs schliefßlich
die Anzahl der Todestfälle die Anzahl der Geburten übersteigt Verzögert WITF: d
dieser Prozefß WE sıch gleichzeitig die durchschnittliche Lebenserwartung
erhöhrt Ebenso annn Zuwanderung, die die Abwanderung überste1gt die
Nettozuwanderung, den Bevölkerungsrückgang aufhalten Dabel hängt 6C V

zahlenmäfßigen Verhältnis der Te1 Einflußfaktoren Geburtenhäufigkeit* durch-
schnittliche Lebenserwartung un: Wanderungssaldo“* aAb WIC AaSS1IV der Bevölke-
rungsrückgang auställt

ach der koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung des Bundes
un:! der Länder AaUS dem Jahr 2600 wiırd sıch die Bevölkerung 111 Deutschland VOIN

Miıllionen 1111 Jahr 2000 aut C1INEC 7zwischen 65 und V Miıllionen liegende Zahl 1111

Jahr 2050 verringern” Der Ausländeranteil wırd dabe] WEENN INa  — Eınbürgerun-
SC unberücksichtigt Alst VO geEgCNWaArTIıEe Prozent aut {A Prozent
Ste1gEN ör wırd sıch nahezu verdoppeln Diese Ergebnisse beruhen aut tolgen-
den plausıblen Annahmen Die Geburtenhäufigkeit pendelt sıch langfristig be1 1359
Geburten JC 100 Frauen eın ® Dagegen für die Bestandserhaltung eLtwa2a 210
Geburten JC 100 Frauen ertorderlich Der Zuwanderungssaldo STEIZT VOIl 100 01010
Personen PTO Jahr auf 200 01010 un stabılisiert sıch ann ab dem Jahr 200% aut
diesem Nıveau Die Lebenserwartung Neugeborener belief sıch 1111 Jahr 998 111 den
alten Bundesländern be] Jungen auf /4 Jahre un:! be1 Mädchen auf S () Jahre;
den Bundesländern W alr die Lebenserwartung C113 bıs Z WE1 Jahre kürzer
Bıs zum Jahr 2050 wırd sıch die Lebenserwartung beiden Landesteilen angleichen
un: eLtwa2a VIier bıs fünf Jahre zunehmen.

Diese Annahmen I1LLUSSCII natürlich nıcht voll zutreften. ohe Wahrscheinlichkeit
besitzt die Annahme ber die Zunahme der Lebenserwartung Die Menschen, dıe
davon bıs Z Jahr 2050 betroffen siınd leben alle schon S1e werden Durch-
schnitt beträchtlich Alter werden als heute un damıt auch länger Renten beziehen
INUSSECN Dıie Annahme ber die Geburtenhäufigkeit 1ST WCNISCI sıcher ber O oibt
keıine Hınweise auf C111EC Steigerung uch die Wıirkung VO famılienfördernden
Mafßnahmen un: Mafßßnahmen Z besseren Vereinbarkeit VO Famılie un Beruft
die I1a sıch vorstellen kann, 1ST außerst ungewif5 Am schwächsten gesichert sınd
die Annahmen ber dıe jäahrliche Zuwanderung S1e unterliegen allerdings stärker
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der polıtıschen Steuerung. Deren Rıchtung 1STt allerdings ebentfalls ungewiıß. Auf
jeden Fall 1sSt diese Prognose damıt als mittlere Varıante eıner breiteren Palette,
die sıch A4AUS einer leichten Varıation der Annahmen erg1bt, eine Basıs für weıtere
Überlegungen.

[a Staaten mı1t hoher un! nıedriger Bevölkerungsdichte ökonomisch prosperIle-
LG un problemlos nebeneinander ex1istlieren können, oibt Cr keine verläßlichen
Anhaltspunkte, da{fß eın mäafßıger kontinuierlicher Bevölkerungsrückgang oraVie-
rende ökonomische un: gesellschaftliche Folgen hätte. Probleme entstehen VOT al-
lem dadurch, da dieser Bevölkerungsrückgang mM1t einer Verschiebung der Alters-
struktur einhergeht. Tabelle zeıgt dıe prognostıizıerten Veränderung der
Bevölkerungsstruktur VOIN 999 bıs 2050

Tabelle
Altersstruktur der Bevölkerung 1n Deutschland VO 999 bıs 2050 (ın Prozent)

Kınder- Jugend- Alten- (sesamt- Erwerbs- och-
Jahr anteıl ante1l anteıl anteıl* tahıgen- betagten-

anteıl anteıl(15—2 (65 u.m.)

1999 15 LE 16,3 43,1 569 4,8
94 13,4 113 20,0 44 ,7 559 6:5
2020 127 101 ZIE 44,5 555 O
2030 1206 945 262 48,3 510% O©
2040 H9 D/ 267 50:5 49,/ 11,6
2050 119 55 2867 49,9 50;1 1556

Kıinderanteil: Personen 1M Alter VO bıs 15 Jahren 1m Verhältnis T: Gesamtbevölkerung.
Jugendanteil: Personen 1m Alter VO 15 hıs BÜ Jahren 1m Verhältnis AT Gesamtbevölkerung.
Altenanteil: Personen 1mM Alter VO Jahren und darüber 1MmM Verhältnis ZUrTr Gesamtbevölkerung.
(Gesamtanteıl: Summe der Kınder-, Jugend- und Altersanteile der Gesamtbevölkerung; eigene Um-

rechnung; Diftfferenzen durch Rundung.
Erwerbsfähigenanteil: Anteıl der Personen 1m erwerbstähigen Alter VO 25 bıs unter Jahren 1mM Ver-

haltnıs ZUuUr Gesamtbevölkerung.
6 Hochbetagtenanteıl: Personen 1mM Alter VO Jahren und arüber 1mM Verhältnis ZUT Zahl der Perso-
NCN 1im Alter VO 20 bıs 80 Jahren.

Quelle: Enquete-Kommıissıon „Demographischer Wandel Herausforderungen u1nls alter werden-
den Gesellschaft den einzelnen un: dıe Politik“, Schlufßbericht, Bundestagsdrucksache 4/8800 OIn

28.:3. 2002 und 6 9 Tab und 10 gekürzt.

Wıe erkennen ISt;, nehmen die Anteıle der Kınder, Jugendlichen un: Jungen Fr-
wachsenen der Bevölkerung eLtwa eın Fünftel ab Der Anteıl der Personen 1mM
Erwerbsfähigkeitsalter yeht ber e1in Zehntel zurück. Demgegenüber WITF: d der
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Anteıl alter Menschen eLwa re1l Viertel zunehmen. Der Anteıl der Hochbetag-
en der für eıne Pflege ın rage kommenden Altersgruppe der A0 bıs 80jJährıgen
wırd sıch verdreıtachen.

Der Finflufß der Altersstrukturänderung auf Wıirtschaft un: Gesellschaft
be] nveränderter Gesetzeslage

Diese Änderung der Altersstruktur der Bevölkerung WIF d vieltältige Auswirkungen
auf die Gesellschaft un auf die Wırtschaft haben Nıemand ann 1aber diese nde-

quantıtatiıv präzıse vorhersagen. Nur die Rıchtung der Verschiebungen Alst
sıch angeben. Die Bedürftnisse der alteren Menschen werden ein orößeres Gewicht
gewınnen. Die Konsumstruktur WIr d sıch 1in Rıchtung auf die VO Alteren benötig-
ten der bevorzugten (Czuüter andern; VOT allem werden mehr Dienstleistungen,
iınsbesondere Gesundheıitsdienstleistungen 1mM weıtesten Sınn, nachgefragt werden.
Das Sparverhalten erd sıch ebentalls andern; die ökonomische Theorıie Sagt VOI-

auUs, da{fß die gesamtwirtschaftliche Sparquote sinken könnte. Der Wohnungssektor
wırd diese Verschiebung ebentalls spuren bekommen: 6S werden mehr altenge-
rechte Wohnungen in Innenstadtlage und 1n agen MIt Verkehrsverbindun-
SCH SOWI1e Alten- un Pflegeheimplätze nachgefragt werden. Dıies wırd auch Aus-
wırkungen auf die beruftfliche Struktur der Arbeitsplätze un der Arbeitskräfte
haben;: die Nachfrage ach Arbeitskräften für Dienstleistungen 1m Gesundheıits-
sektor wiırd steıgen. Ebenso wırd sıch dıe Personalstruktur 1n den Betrieben hın
einem höheren Anteıl Alterer Arbeitskräfte verschieben. Diese Verschiebungen
werden sıch Z sroßen eıl ber die Märkte einpendeln, hne da{ß dıe Politik e1IN-
oreiten mu{fß Herausforderungen für die Politik werden siıch 1aber bei der Gesund-
heitspolitik un: be1 der Verkehrs- un!: Städteplanung ergeben, die sıch auf diese
veräiänderte Bedarfsstruktur einstellen mussen.

Dıie oröfßte Herausforderung für die Politik WITF: d allerdings die Umgestaltung des
Systems der soz1alen Siıcherung un: des Steuersystems sEe1IN; enn bedingt durch
diese Altersstrukturverschiebung WIFr d sıch auch der Anteıl der Menschen, die auf
monetare Sozialleistungen un! Sachleistungen angewlesen se1n werden, stark CI -

höhen ber nıcht L1UT die Anzahl bzw. der Anteıl der auf Sozlalleistungen Ange-
wıesenen wırd ste1gen, sondern auch der Bedarft PIO Emptänger. Dıies ISTt durch Trel
Faktoren bedingt: erstens durch eınen erhöhten durchschnittlichen Bedart (C52:
sundheitsleistungen, da altere Personen eım vgegenwartıgen Stand des medizinısch
technischen 1ssens überdurchschnittliche Krankheitskosten verursachen: Z7WwWeEIl-
GE1S durch eınen erhöhten Bedarf außerhäuslichen Pflegeleistungen, VOT allem
für den steigenden Anteıl der Hochbetagten, da die Pflege durch Jüngere Famılien-
miıtglieder weıter zurückgehen erd und drıittens durch eiınen erhöhten Bedarf
Integrationshilten für den steigenden Anteıl der ausländischen Bevölkerung.
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Diese Kostensteigerungen würden sıch bereıts bei den gegenwartıgen Kostenver-
hältnıssen un: beim gegenwärtıgen Stand des mediızıinısch-technischen 1ssens
geben. Deren Konstanz aln INa  a} jedoch nıcht VOraussetizen Be1 einıgen soz1alen
Schutztatbeständen werden die durchschnittlichen Kosten voraussıchtlich trend-
mäßıig stärker steigen als dıe durchschnittlichen Nettolöhne. Dıies sınd 1mM Prinzıp
alle Sach- un Dienstleistungen, diıe einen hohen Personalaufwand ertordern un:
die 11UT wen12g rationalısıerbar sind Der Grund liegt darın, da{fß die Lohnsätze der ın
diesen Bereichen Beschäftigten nıcht dauerhaft hınter den vergleichbaren Löhnen
IN anderen Wırtschaftszweigen zurückbleiben können. Anderntfalls würden Ar-
beitskräfte abwandern, un: der Nachwuchs wuürde ausbleiben. Dıies oilt iınsbeson-
ere für Leıistungen be] Krankheıit un Pflegebedürtftigkeit SOWI1e für Bıldungs-,
Ausbildungs-, Fortbildungs- un Umschulungsleistungen, denen auch dıie Le
Stungen tür dıe Integration VOIl Ausländern zaählen.

Hınzu kommt, da{fß der medizinısch-technische Fortschritt ımmer mehr Krank-
heiten Ul'ld Leiden behandlungsfähig macht, da{fß sıch VO dieser Seıte her der
Umftang des Schutztatbestandes „behandlungsfähige Krankheiten“ auswelıtet un:

zusätzlichen Kostensteigerungen tührt Solange 1m gegenwartıgen 5System diese
Leistungen als Sach- un: Dienstleistungen „nach dem Stand der Wıssenschaft“
ZESaAQL oder W1e be] Bıldungsleistungen 1mM Wettbewerb mıt der Qualität ausländi-
scher Bıldungssysteme verfolgt werden, dürfte dieser Irend überdurchschnittli-
chen Kostensteigerungen nıcht brechen, allenfalls zeıtwelse verlangsamen
se1n. Damıt wırd künftig der soz1ale Bedartf be] einıgen Schutztatbeständen durch
relatıv steigende Durchschnittskosten gepragt Se1IN.

Bel nveränderter Gesetzeslage würde der Hauptteıl der Anpassungslast VO den
Erwerbstätigen tıragen SeIN. Dıies scheint nıcht akzeptiert werden, da{ß Re-
tormmafßnahmen nötıg sınd Von solchen Reformmafnahmen wırd CGS auch abhän-
SCIH, W1e€e oxrofß künftig der gesamtwiırtschaftliche Kuchen, das Bruttoinlands-
produkt, se1n wırd, un: WI1e€e zwiıischen den Aktiven un: den Inaktiven aufgeteilt
werden wırd Dıies hat annn wıeder Rückwirkungen auf die Kaufkraft der alteren
Bevölkerung, dıe sıch den Märkten yeltend macht.

Diese aut die Gesamtbevölkerung ausgerichteten Überlegungen gelten unab-
hängıg davon, 1n welchem Gesundheits- oder Alterssicherungssystem der einzelne
abgesichert ist; enn WEeNnN auch die Sicherungseinrichtungen (einschliefßlich der
Beamtenversorgung un der Zusatzversorgung des ötffentlichen Diıenstes W1e€e auch
der privaten Versicherungen) instıtutionell sınd, sınd S1E doch derart in
die Gesamtwirtschaft eingebunden, da{ß INan S1C 1n Analogie einem
5System kommunizierender Röhren betrachten mu{fß$
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Grundlegende polıtısche Alternativen

Be1 dem 1n den Prognosen ausgewl1esenen Anteıl der Personen 1m Erwerbstfähig-
keıtsalter 1st berücksichtigen, da{fß hıerdurch 11UT eın Potential, eiıne außere
Grenze der Beschäftigungsmöglichkeit be] nveränderter instıtutioneller Struktur,
gekennzeıichnet wırd Wıe hoch der Anteıl der tatsächlich Beschäftigten se1ın wiırd,
1ST damıt och nıcht testgelegt; enn die demographische Entwicklung bestimmt
11UT die Stiärke jedes Geburtenjahrgangs un: die Größe der Gesamtbevölkerung.
Wo die Altersgrenzen Hür dıe Beendigung der Ausbildung un: £ür den Begınn eiıner
Altersversorgung ZESCLZL werden, unterliegt jedoch der politischen Entscheidung.
Gleiches oalt für die Verringerung der Arbeıitslosigkeit durch Beschäftigungspolitik,
tür die Erhöhung der Erwerbsquoten der Frauen und für die Vermeidung vorzeıt1-
CI Erwerbsunfähigkeıit. Damıt deuten sıch 7Wel polıtische Alternativen 411:

Die Alternative besteht darın, die instıtutionellen Regelungen für die Be-
rechtigung F: Bezug VO Sozialleistungen W1€ bisher bestehen lassen un! dıe
Bewältigung des demographischen Problems allein auf die Söhe der Leistungen
un Abgaben verlagern. In diesem Fall geht CS die rage, W1e€e hoch die Bela-

der erwerbstätigen Generatıon, deren Bevölkerungsanteıl schrumpft, se1n
annn un ın welchem Ausmaf die Sozlalleistungen PIO Berechtigtem angesichts des
stark steiıgendem Bevölkerungsanteıls dieser Gruppe gekürzt werden mussen.

Die zweıte polıtische Alternative besteht darın, die institutionellen Regelungen
derart andern, da{fß sıch das gegenwartıg bestehende Verhältnis zwiıischen Hr-
werbstätigen un! Sozialleistungsempfängern, zwıschen Aktıven un!: Inakti-
VCN, der prognostizierten demographischen Entwicklung wen12g W1€ MOg-
ıch andert.

Jede dieser Alternativen hat andere Auswiırkungen aut die alternde Gesellschaft.
Selbstverständlich sınd auch Kombinationen A4aUS beiden Politikalternativen MOg-
lıch, un: S1€e zeichnen sıch auch ab ber für dıie Analyse betrachten WITr S1€e Jjer
zunächst

Retormalternativen be1 Beibehaltung der Berechtigungsgrenzen
Zunächst befasse ıch mich MI1t der Alternative mı1t unveränderten Berechtigungs-
SFeENZECN. Hıerzu muf{ß 111a sıch ein1g€ Grundprobleme der wırtschaftlichen Ent-
wicklung vergegenwärtıigen.

Die wiırtschaftliche Entwicklung eines Staates 1mM Rahmen der Weltwirtschaft 1St
ber einen Zeıiıtraum VONN 5() Jahren nıcht 1mM einzelnen prognostizıierbar. Man C1TAalr-

beitet daher Szenarıen, die den UnNTer „normalen Umständen“ hne Krıege
oder orofßse Katastrophen für plausıbel erachteten Korridor der möglichen Fnt-
wWicklung wichtiger ökonomiuischer Schlüsselgröfßen abgrenzen sollen/. iıne heraus-
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ragende Schlüsselgröfße 1st dabe] dıe Entwicklung der Arbeıtsproduktivıtät, des
realen Bruttoinlandsprodukts PTO Arbeitsstunde. Selbst pessimiıstische Voraussagen
gehen VO einem weıteren Zuwachs der Arbeitsproduktivıität AaUs, der 1mM Irend
mındestens be] 15 Prozent PrOoÖ Jahr liegen dürtfte. Be1 konstanter Erwerbstätigen-
zahl, konstanter Jahresarbeıitszeıt un konstanter Bevölkerung würde sıch annn 1mM
Verlauf VO 5( Jahren das reale Bruttoinlandsprodukt mehr als verdoppeln. nde-
rerseılts 11L1all jedoch eıne Schrumpfung der Bevölkerung 1mM Erwerbsfähig-
keitsalter u  = ÖS bıs 0,6 Prozent PrO Jahr®. eıtere Verkürzungen der Jahresar-
beitszeit sınd dagegen sehr unwahrscheinlich. Selbst WE sıch der Anteıl der
Beschäftigten innerhalb der erwerbsfähigen Bevölkerung nıcht anderte, würde In
diesem Fall ımmer och eıne Erhöhung des realen Bruttoinlandsprodukts U zuLl
die Hälfte möglıch se1IN; damıt niıhme auch der Verteilungsspielraum [a CS für
dıe Entwicklung des Lebensstandards aut das reale Bruttoinlandsprodukt PTIO Kopf
der Bevölkerung ankommt, wırd sıch die Sıtuation iınfolge der voraussehbaren
Schrumpfung der Gesamtbevölkerung zehn bıs 15 Prozent och
vüunstıger darstellen.

Der soz1ale Bedart hervorgerufen durch die Zunahme des Anteıls der Soz1iallei-
stungsberechtigten un: durch erhöhte Ausgaben PTO Kopf wiırd sıch AaUS I1-
wartıger Sıcht ZWAar prozentual stärker erhöhen als der ökonomische Verteilungs-
spielraum, 1aber SI wırd diesen Spielraum nıcht voll ausschöpften. Damıt bestünde
die Möglıchkeıit, durch eıne veränderte Balance 7zwischen den Erwerbstätigen un:
den Sozlalleistungsbeziehern daftür SOTSCIL, da jede Gruppe eiıne welıtere HS
höhung iıhres Lebensstandards ertährt oder ıh zumındest auf hohem Nıveau kon-

halten annn Dies bedeutete allerdings eıne beträchtliche Erhöhung der
Steuer- un! Sozialabgabenquote. Dreı Argumente werden eıne welıtere Er-
höhung der Gesamtabgabenquote angeführt.

[ )as Argument besagt, da{fß durch eıne weıtere Erhöhung der Gesamtabga-
benquote die internationale Wettbewerbstähigkeit beeiträchtigt erd Dıies schlägt
sıch ann 1n geringerem Wachstum un höherer Arbeitslosigkeit nıeder. Meıst WCCI-

den dabei die niedrigeren Quoten der USA oder des Vereinigten Königreıichs Zu

Vergleich herangezogen. Wıe $ällt dieser Vergleich 1aber für die anderen EU-Länder
aus”

Blickt 1L1Aall zunächst auf die Sozıalabgabenquote 1n der Ersten Spalte VO Tabelle Z
sıeht IHal, da 1mM Jahr 27000 Deutschland mi1t 17,6 Prozent tatsächlich den Spiıt-

zenplatz einnahm. Im Durchschnitt der 15 Miıtgliedsländer der Europäischen
Union betrug die Sozialabgabenquote lediglich 14,4 Prozent. Die hohe deutsche
Soz1alabgabenquote 1STt dadurch bedingt, daß 1mM deutschen 5System der so7z71alen S1-
cherung die überwıegend beitragsfinanzierten Sozlalversicherungen dominıeren.
S1e wurde überdies durch die Lasten der Wiıedervereinigung eLtwa el Prozent-
punkte erhöht. Blickt Ianl 11U auf die zweıte Spalte, erleht 1L1Lall eiıne Überra-
schung: Die deutsche Steuerquote gehört der landläufigen Meınung
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den nıedrigsten 1mM EU-Raum. Das Bild verschiebt sıch daher anz stark, InNnan
die volkswirtschafrtlich relevanten Gröfßen, die Gesamtabgabenquoten, 1n der rıt-
ten Spalte betrachtet. Nach der öhe dieser Gesamtabgabenquote sınd die Länder
VON oben ach angeordnet. Dabe]l liegt Deutschland zwiıischen Schweden mıt
57 Prozent un: Irland mı1t 30,4 Prozent 1m Miıttelteld. uch WE INan die (ze-
samtabgabenquote als einen der Indıkatoren für die internatiıonale Wettbewerbs-
tahigkeit gelten läfßt, annn C also nıcht Sahz schlecht Deutschland stehen.
Hınzu kommt noch, da{ß auch die anderen Länder Probleme haben un: eıne wWe1l-
LGTG Erhöhung ihrer Gesamtabgabenquoten keineswegs ausgeschlossen 1St

Tabelle
Sozilalabgabenquoten, Steuerquoten un: Gesamtabgabenquoten 1n den

Mitgliedsländern der 1mM Jahr 2000 (ın Prozent des Bruttoinlandsprodukts)
Land Soz1alabgaben- Steuerquoten Gesamtabgaben-

quoten quoten

Schweden 151 56,9 520
Finnland 22 35,4 47,6
Dänemark Z 44 ,7 47/,0
Belgien 14,1 316 45,9
Frankreich 16:1 29,4 45,5
Osterreich 50 Z6,9 43,9
Deutschland 176 25,4 43,0
Italien 12,4 30,5 42,7
Luxemburg 10,56 30,6 41,6
Nıederlande 16,1 255 41,6
Veremigtes Königreıich / 316 38,6
Griechenland 11,4 2617 3861
Portugal 1009 261 ÖO
Spanıen 122 Z 351
Irland 359 26,5 50,4
Europäische Unıion 14,4 Z/6 42,0

Bezugsjahr 1999
Quelle Statistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch 20682 tür das Ausland, LO

Als zweıtes Argument wırd die Forderung nach Wiederherstellung VON (Jenera-
tonengerechtigkeit erhoben, die durch eıne höhere Sozialabgabenquote un: eıne
höhere Verschuldung des Staates verletzt würde Dıieses Argument mu{ MNan
fassender analysıeren. Dıie Forderung ach Generationengerechtigkeit ISt auf das
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Verhältnis aufeinanderfolgender CGeneratiıonen gerichtet. iıne Generatıon umta(t
dabej etwa 30 Geburtsjahrgänge. Grundsätzlich geht E dabel UT die Frage, welche
Gesamterbschaft eıne CGeneratıon der nächsten hinterlassen soll?
Diese Gesamterbschaft sıch USamıme ARER  ®N

den direkten und indirekten Eigentumsrechten prıvaten Sachkapitalbestand,
der teıls 1in orm VO Grundstücken un Hausern, teıls 1n orm VO  - Unterneh-
HG  ; aufgebaut wurde;
dem Sachkapitalbestand 1in Händen des Staates (öffentliche Infrastruktur);
dem Bestand All technischem un organisatorıschem Wıssen (einschliefßlich Pa-
tente);
dem be] der Jungen Generatıon gebildeten Humanvermogen, das direkt der 1N-
direkt durch die mıttlere Generatıon finanzıert wurde;
den natürlichen Ressourcen eınes Landes (Umweltvermögen);
dem Rechtsstaat mı1t seinen demokratischen Institutionen;
dem Nettoauslandsvermögen;HCO HT OS der Staatsschuld 1mM CHNSCICH Sınn, die 1n orm VO  - Anleihen un: anderen
Schuldtiteln verbrieft Ist, un:!
der nıcht verbrieften Verschuldung der Jüngeren Generatıon gegenüber der EI-
terngeneratıon, die durch die ach dem Umlageverfahren finanzıerten Alters-
sıcherungssysteme zustandegekommen ist, un: dıe als eiıne „Staatsschuld 1m
weiıteren Sınn“ betrachtet werden annn

Obwohl 6S leicht iSst, diese Komponenten eıner Generationenerbschaft aufzu-
zählen, bestehen exiIireme Schwierigkeiten beim Versuch eıner Bewertung. Dıies
tührt häufig dazu, da{fß LLUT einzelne, leichter quantifizıerbare FElemente 7zwischen
aufeinanderfolgenden Generationen verglichen werden. Basıierend auf solchen Dal-
tiellen Vergleichen werden ann öffentlichkeitswırksame un!: polıtisch eintlu{fß-
reiche Gerechtigkeitsurteile tormulıiert, obwohl tür eın Urteil darüber, ob die (ze-
nerationengerechtigkeıt verletzt ISt; die Gesamterbschaft zugrunde gelegt werden
müfrte. Eın herausragendes Beispiel 1STt die Diskussion ber die rage, ob die Staats-
schuld hoch 1St un ob die 1mM Rahmen der gesetzlichen Rentenversicherung
durch das Umlageverfahren hervorgerutene künftige Beitragsbelastung der mıiıttle-
L11 (GSeneratıon als ‚ gerecht” betrachtet werden Chnbar Nur WEECI111 1e€eSs verneınt wiırd,
mü{fßte die alte (zeneratıon die mıiıttlere Generatıon durch die Hinnahme VO StAr-
keren Rentenkürzungen entlasten.

Bisher haben siıch 1aber keıine präazısen normatıven Vorstellungen ber (Generat1o-
nengerechtigkeit 1n dem genannten umftassenden Sınn herausgebildet; INa  a mu{
sıch daher mi1t dem Grundsatz behelfen, da{ß jede Generatıon der nächsten eıne
oröfßere Gesamterbschatt hınterlassen sollte, als S1e selbst empfangen hat 19 Man
könnte 1€eS$ auch och präzısıeren: Die Generationenerbschaft sollte 1ın gleicher
Weıise wachsen W1€ das Bruttoinlandsprodukt, un: ZW ar gerechnet,
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ET Abzug des Schuldenzuwachses. Setzt INnan hıerfür eiıne mınımale Wachstumsrate
VO 11 Prozent PTO Jahr A  5} ann ergäbe sıch innerhalb VO 3() Jahren eiıne Ver-
orößerung Unnn CEwa die Hältte. Dıies könnte INa  w als polıtische Zuelgröfße testlegen.

hne eiıne umftassende Quantifizierung vornehmen können, 111 1C doch be-
haupten, da{ß das Generationenerbe, das die Jetzt alte Generatıon erarbeıtet hat un!:
der nächsten Generatıon hınterlassen wırd, eın Mehrtaches oröfßer 1STt als das
Erbe, das S1C ihrerseits ach dem /weıten Weltkrieg erhalten hat Ausweiıislıch der
Schätzungen der Deutschen Bundesbank hat sıch das Nettovermögen des Haus-
haltssektors!! VO 1970 bıs 1997 VO 11 Bıllionen aut 121 Billionen D-Mark CI -

höht Im Vergleich zZu Volkseinkommen 1St dieses Nettovermögen VO einem Ver-
hältnıs VO 25 auf 4,4 angestiegen. Man annn also siıcherlich9da die
b  jetzt alte Generatıon das Nötige ZESPAL un! das vererbende Vermögen be-
trächtlich gemehrt hat, auch die direkten und die indirekten Staatsschulden
stark gewachsen sınd Daher hat das Argument Zzur Wiıederherstellung der (senera-
tıonengerechtigkeıt wen12g Zugkraftt.

Eın drittes Argument bezieht sıch auf die Reaktionen der Bürger, sotern eıne Hr-
höhung der Gesamtabgabenquote VOLSCHOMIMMEN würde. Dieses Argument bezwel-
telt iınsbesondere die Bereıitschaft der Bürger VOT allem der Erwerbstätigen un:
der Kapitaleigner eıne Erhöhung der Gesamtabgabenquote akzeptieren un:
nıcht mıiıt Ausweichreaktionen antworten In Stichworten seljen 1Ur ZENANNLT:
Ausweichen 1ın die Schattenwirtschaft Zzur Vermeidung VO Steuern und So7z1al-
abgaben; Ausweıichen des Geldkapitals 1n steuerlich yünstigeres Ausland: teilweıise
oder vollständige Standortverlagerungen VO  z Unternehmen:; Auswanderung be-
sonders reicher Leute ZUET: Vermeidung VO Steuerzahlung 1mM Inland. Allerdings
o1bt CS weıtreichende Reaktionen auch Gegenmiuittel: GrESTEHNS schärtfere
Kontrollen VO Schwarzarbeit un: Steuer- oder Sozialabgabenhinterziehung un
zweıtens den Abschlufß internationaler Konventionen ber ogleichartıge Kapıitaler-
tragsbesteuerung 1n allen Ländern. Gegen Standortverlagerung un! Auswanderung
dürfte allerdings eın Kraut gewachsen se1n.

Dieses Argument der drohenden Ausweıichreaktionen mu{s angesichts der
ropäıschen Integration un: der weltweıten Globalisierung, die diese Ausweichre-
aktionen vieles leichter als früher gemacht haben, sehr ernsSAwerden.
Es tatsächlich ökonomische Grenzen für eiıne weıtere Erhöhung der (sesamt-
abgabenquote.

Wenn WITFr daher unterstellen, da{ß eıne Erhöhung der Gesamtabgabenquote 11UT

begrenzt möglıch se1ın wırd un!: da{ß der Verschuldungsspielraum praktısch ©-
schöpft ist, annn bleibt be] dieser politischen Strategie lediglich dıe Möglichkeit, die
verfügbaren Mıiıttel auf die oröfßere Zahl VO Berechtigten aufzuteilen. Hınzu kom-
INen ein1ıg€ 1n ıhrer Bedeutung zweıtrangıge Mafßnahmen Z Rationalısierung der
Leistungserbringung. Dies bedeutet, da{fß die Bevölkerungsstrukturänderung welt-
gehend VO den Sozialleistungsempfängern 1n orm VO Leistungskürzungen 56
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tragen werden mußlÖte. Um diese Kürzungen 1mM Einklang mMI1t den Zielen der SO7Z1A-
len Gerechtigkeıit un der soz1alen Sicherheit vollzıehen, muüßten aber ein1ge€
Leıitlinien eingehalten werden:

eıne stärkere Betonung der Vollbeschäftigungspolitik, die den Ausgabendruck
mıindert un Mittelspielräume eröffnet;
eiıne Mindestsicherung auf dem bisherigen relativen Nıveau, 1n Relatiıon
ZUT1 jeweılıgen Durchschnittseinkommen, sollte gewährleistet werden;
die Begrenzung des abzusichernden FEinkommensteıls ach oben könnte redu-
ziert werden, die nıcht abgesicherten Teıle könnten durch Privatvorsorge DC*
deckt werden;
eıne unıverselle die Gesamtbevölkerung umftassende Absicherung auf nıedrige-
1 Nıveau sollte Vorrang V1 einer gruppenspezıtıschen Absıcherung auf
höherem Nıveau haben;
die Absıicherung orofßer Rısıken, die be1 Eintritt den Betrotfenen völlig 1n Ar-
MUTL absınken lassen, sollte Vorrang VO der Absıcherung kleiner Risiıken mıt
geringen tinanzıellen Auswirkungen haben:
kindbezogene Sozialleistungen sollten Vorrang V 1Ur ehebezogenen haben:

eıner Dynamısıerung VO Sozıialleistungen 1mM Ausma{(i der Nettolohnsteige-
rungsch sollte testgehalten werden;
sämtliche nıcht einkommensüberprüfte Sozialleistungen sollten W1€ Markteıin-
kommen der Einkommensbesteuerung unterliegen;
das Prinzıp der nachgelagerten Besteuerung sollte durchgehend eingeführt
werden, jedoch sollten die steuerfreien Höchstbeträge für E1genvorsorge auf
die ohe des Höchstbeıitrages 1n der gesetzlıchen Rentenversicherung begrenzt
werden:;
be]l der Gesundheıitssicherung un: der Pflegeabsicherung sollte das Solidar-
prinzıp gewahrt werden; dem entspricht eıne unıverselle Bürgerversicherung
mıt hohen Beitragsbemessungsgrenzen, umfassender Bemessungsgrundlage
un Kontrahierungszwang ohne Risıkoprüfung;

11 Rationalisierungsmöglichkeiten 1m Gesundheıts- un Pflegesystem muüuften
voll ausgeschöpft werden.

Diese kurze Autfzählung an 1L1UT die Richtung andeuten, 1n der Nan be] dieser
Strategıe möglichst weitgehender Wahrung der 7;ele „soz1ale Gerechtigkeıt“
un „soz1ale Sıcherheit“ gehen müfte. Dabe: sollten 1mM Prinzıp die Bezieher höhe-
1:°G 1: Sozialleistungen stärker belastet werden als dıe Bezieher nıedrigerer Soz1ialle1-
STUNgECN; damıt verbieten sıch auch rein proportionale Kurzungen.
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Retormalternative eıner Vollbeschäftigungspolitik un:
einer Veränderung der Berechtigungsgrenzen

Wıe erwähnt besteht die Zzweiıte polıtische Alternative darın, die instiıtutionellen RC
gelungen derart andern, da{ß sıch das gegenwartıg bestehende Verhältnis ZW1-
schen Erwerbstätigen un: Sozialleistungsempfängern, zwıschen Aktıven un
Inaktıven, der prognostıizıerten demographischen Entwicklung wen12g W1€e
möglıch ändert. Dıies 20000 geschehen durch eıne Ausweıtung des Personenkreises
1mM erwerbsfähigen Alter un: eine höhere Erwerbstätigenquote UunNnter den Personen
1M erwerbsfähigen Alter [a die Ausweıtung des Erwerbstähigkeitsalters 11UTr ach
oben geschehen kann, verringert sıch dadurch gleichzeitig der Anteıl derjen1igen, die

tortgeschrittenen Alters eıne Berechtigung Z Sozialleistungsbezug besit-
Pn  - Diese abstrakte Vorstellung könnte durch tolgende Mafßnahmen konkret
werden: Dıie Arbeitslosenquote müfßte auf die Häilfte reduzıert, die gesetzliche Ren-
tenaltersgrenze 7Wel Jahre SOWI1Ee das taktische Renteneintrittsalter unnn fünf
Jahre hinausgeschoben werden. Außerdem 1STt die Frauenerwerbsquote eın
Fünftel erhöhen un: die Erwerbsunfähigenquote durch schärtfere Antorderun-
SCIl reduzieren. Der Krankenstand be]l geringfügigen Erkrankungen mu{fte
ebentfalls reduziert un:! die Ausbildungszeıt Z7wel Jahre verkürzt werden.

Es 1St offensichtlich, da{fß derartige Zielvorgaben L1UT ZUuU kleineren Teıl gesetzliıch
verfügt, ZU oröfßeren eıl 1aber 1L1UT durch kontinurerlich ertolgende Einzelmafsnah-
EK  - erreicht werden können. Ahnlich W1e€ sıch dıie demographische Belastung erst
allmählich aufbaut, bräuchten auch dıe gesetzlichen Änderungen, iınsbesondere das
Hınausschieben des gesetzlichen Renteneınntrittsalters ULE sukzessive wırksam
werden. Jedoch mu{ften die Beschlüsse ZUAHT: Eintührung vewissermaißsen auf Termin

bald verabschiedet werden, damıt sıch die Buürger darauf einstellen können. Die
Realisıerungstermine könnte INan auch bestimmte nıedrige Zielquoten für dıe Atf-
beitslosigkeit bınden, damıt dıe Bekämpfung der Arbeıitslosigkeit un! das Hınaus-
schieben des Rentenalters nıcht 1n Konflikt geraten, sondern sıch gegenseılt1g 1-
stutzen. Diese auf längere Sıcht angelegte Zielvorstellung könnte das Gespenst der
demographischen Bedrohung vertreiben, WE S1e offensıv vertreten wırd

NM  GEN

Vgl Europäische Kommıissıon, Budgetary challenges posed by ageıng populatıions: the impact publıc spending
pens10ns, health and long-term Cal tor the elderly and possible indicators of the long-term sustaınabılıty of publıc t1-
1allces Economıic Policy Commuittee Brüssel SOWIE UOLCD, Fıscal Implications ot Ageıing: Projections ot Age-
:elated Spendıing. Economıics Dept. Working Papers No. 305 by Thaı Tahn Dang, Pablo ntolın and Howard Oxley,
Parıs 19 2001 ECO/WEKP AT
Als Geburtenhäufigkeit wırd ler die Anzahl der Lebendgeborenen Je 100 Frauen 1m Alter VO:! 15 bıs 50 Jahren

bezeichnet. Dıie Geburtenhäutfigkeit 1ın Deutschland lag 1m Jahr 999 be1 1356,1 Kınder Je 100 Frauen.

125



Rıichard Hauser

Dıie durchschnuittliche Lebenserwartung g1bt die durchschnittliche Anzahl der Jahre an, dıe eın neugeborener Junge
bzw. eın neugeborenes Mädchen bıs seinem Tod leben wırd Bei der Schätzung der Lebenserwartung g1ibt CS eiınen
Unsicherheitsspielraum, der Je ach Berechnungsmethode ehrere Jahre betragen ann. Als ternere Lebenserwartung
wırd dıe durchschnittliche Anzahl der Lebensjahre bezeichnet, die eıne Person eines bestimmten Alters (B eın
60jähriger) och erreicht. Dıie fternere Lebenserwartung 60jährıgen annern lag Ende der 990er Jahre bei eLiwa 19
Jahren, VO:' 60jährıgen Frauen bei 23 Jahren.

Der Wanderungssaldo ergibt sıch AaUS der Differenz der Zahl der 1ın das Betrachtungsgebiet 1ın einem Jahr ZUSCWaI-
derten und der Zahl der daraus abgewanderten Personen.
Würde 111 einen Wanderungssaldo VO Null; einen Ausgleich der FAn und Abwanderung, unterstellen, SO sänke

die Bevölkerungszahl bis 2050 auf 59 Mıo. Personen.
Dies bedeutet, Aaft aufgrund der in den 700er Jahren des vorigen Jahrhunderts eingetretenen Änderung des Geburten-

verhaltens unterstellt wırd, dafß sıch eiıne (GGeneratıiıon künftig 1Ur Zzweı Dritteln reproduzıert.
Eın Beispiel] für die Ermittlung Ol Szenarıo0s ın einer optimıstischeren und einer pessimıstischeren Varıante stellt das

Prognos-Gutachten VO: 998 dar, ın dem dıe voraussıichtlichen Ausgaben der Gesetzlichen Rentenversicherung unter

Berücksichtigung der demographischen und wiırtschaftrtlichen Entwicklung und der Reformgesetzgebung VO: 999 auf
Basıs eines ökonometrischen Modells geschätzt werden: vgl Prognos, Prognos-Gutachten 1998, Auswirkungen veran-
derter ökonomuischer n d rechtlicher Rahmenbedingungen auf die gesetzliche Rentenversicherung 1n Deutschland, hg.
V Verband Deutscher Rentenversicherungsträger, In DRV-Schriften, (1 998)
Vgl Enquete-Kommıissıon Demographischer Wandel, Herausforderungen 11NSCTCT alter werdenden Gesellschatt

den Einzelnen u die Politik, hg. Deniechen Bundestag Berlıin Tabelle 149
Vgl die grundsätzlıchen Überlegungen 1n Hauser, Alterssicherungsreform Vermögensverteiulung, 1n Zeitschrift

für Soz1ialretorm 47 481—505
10 Eınige Überlegungen Zzur Generationengerechtigkeit und A Fıktıon des Generationenvertrags SOWI1E kritische A
merkungen ZUu em ZUT Ermittlung quantıtatıver Aussagen verwendeten Instrument der Generationenbilanzen ınden
sıch auch 1M Bericht der Enquete-Kommıissıon Demographischer Wandel 8) 75—-80O und 361—363 Die in diesem Be-
richt 87 zıtierte Formel „keine (Gjeneration soll) ewufßt on eiıner anderen bevorzugt der benachteıiligt werden“
bleibt abstrakt. Die 1m Text versuchte Präzisierung ON Generationengerechtigkeit schliefßt zumındest aus, da{fß eine (38-
neratıon der tfolgenden (GGeneratıon wenıger hinterläfßt als S$1Ee selbst geerbt hat. Sıe verweılst damıt auf das Prinzıp der
Nachhaltigkeit, das die Vermeidung VON Raubbau tordert.

hne das Vermögen der Unternehmen, das nıcht In gehandelten Aktien verbrieft Ist, aber zuzüglıch des Vermögens
der Organısatiıonen hne Erwerbszweck gerechnet.
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